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1.Â Â  Â Die Beklagte wird verurteilt, an die KlÃ¤gerin 1070,00 Euro nebst Zinsen in
HÃ¶he von 5 % Ã¼ber dem Basiszinssatz seit 2.05.2022 an die KlÃ¤gerin zu zahlen.

2.Â Â  Â Die Beklagte hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

3.Â Â  Â Der endgÃ¼ltige Streitwert betrÃ¤gt 1070 Euro.Â 

Tatbestand

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Auslegung des Â§ 91 Abs. 2 SGB XI.

Die KlÃ¤gerin ist nach Â§ 72 SGB XI zugelassen fÃ¼r die Versorgung von
Versicherten der Beklagten mit Pflegeleistungen. Eine vertragliche Regelung der
PflegevergÃ¼tung nach Â§Â§ 85, 89 SGB X gibt es zwischen den Beteiligten nicht.
Die KlÃ¤gerin rechnet als Tagespflegeeinrichtung ihre TagessÃ¤tze Ã¼ber Â§ 91
Abs. 1 SGB XI direkt gegenÃ¼ber den PflegebedÃ¼rftigen ab und schickt die
Rechnungen mit AbtretungserklÃ¤rungen der PflegebedÃ¼rftigen (â��hiermit trete
ichâ�¦ meine fortlaufenden AnsprÃ¼che nach Â§ 91 Abs. 2 SGB XI gegen meine
gesetzliche Pflegekasse auf Kostenerstattung der nach Â§ 91 Abs. 1 SGB XI
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vereinbarten Leistungen an die Tagespflege A. GmbH abâ�¦.â��) an die
Pflegekassen. Teile der vorliegend streitgegenstÃ¤ndlichen Rechnungen wurden
von der Beklagten zunÃ¤chst vollstÃ¤ndig beglichen. Die Beklagte fÃ¼hrte in der
Folge eine RechnungsprÃ¼fung durch und forderte bezÃ¼glich mehrerer
TagespflegegÃ¤ste von der KlÃ¤gerin TeilbetrÃ¤ge zurÃ¼ck. Diese
RÃ¼ckforderungen beglich die KlÃ¤gerin. Soweit aus der Verwaltungsakte
ersichtlich, wurden andere Rechnungen der KlÃ¤gerin von der Beklagten
mÃ¶glicherweise direkt nur gekÃ¼rzt beglichen. Jedenfalls verblieb zulasten der
KlÃ¤gerin eine Differenz in HÃ¶he von insgesamt 1070 Euro aufgrund nicht in
vollem Umfang gezahlter Rechnungen (unabhÃ¤ngig von den tatsÃ¤chlichen
ZahlungsstrÃ¶men). Auf die Auflistung der im einzelnen gekÃ¼rzten Rechnungen
auf Bl. 2 f. Gerichtsakte (Klageschrift vom 2.5.2022, S. 2) wird verwiesen. Die
Beklagte begrÃ¼ndete ihre KÃ¼rzungen damit, es kÃ¶nnten â��gemÃ¤Ã� der
Vereinbarung nach Â§ 91 SGB XIâ�� nur 80 % der jeweiligen pflegebedingten
Aufwendungen Ã¼bernommen werden. Die KlÃ¤gerin mahnte die offenen
RechnungsbetrÃ¤ge in HÃ¶he von insgesamt 1070 Euro u.a. mit Schreiben vom
22.2.2021 und 22.3.2021 an. Sie hat am 2.05.2022 Klage vor dem SG Darmstadt
erhoben, nachdem seitens der Beklagten keine Zahlung des
streitgegenstÃ¤ndlichen Betrags erfolgt ist.Â 

Die KlÃ¤gerin meint, die 80 %-Regel des Â§ 91 Abs. 2 SGB XI sei auf das gesetzliche
Budget des konkret versicherten Tagespflegegastes zu berechnen und nicht auf
jede einzelne Rechnung, wie dies die Beklagte vorgenommen habe. Die KlÃ¤gerin
stÃ¼tzt ihre Auffassung auf den Wortlaut des Â§ 91 Abs. 2 S. 2 SGB XI, wonach auf
den dritten Abschnitt des vierten Kapitels des SGB XI verwiesen wird.Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,Â 
die Beklagte zu verurteilen, an die KlÃ¤gerin weitere 1070 Euro nebst gesetzlicher
Zinsen seit RechtshÃ¤ngigkeit fÃ¼r Tagespflegeleistungen nach Â§ 41 SGB XI an
die KlÃ¤gerin zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.Â 

Die Beklagte meint, die RechnungskÃ¼rzungen seien zu Recht erfolgt. Der
Anspruch auf Erstattung betrage hÃ¶chstens 80 % der tatsÃ¤chlich entstandenen
Aufwendungen.Â 

Das Gericht hat die Beteiligten zur Entscheidung durch Gerichtsbescheid
angehÃ¶rt.Â 

Hinsichtlich des Sach- und Streitstands im Ã�brigen wird auf die Gerichts- und
Verwaltungsakte, die Gegenstand der Entscheidung waren, verwiesen.Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Das Gericht konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid
entscheiden, denn die Sache weist keine besonderen Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher
oder rechtlicher Art auf und der Sachverhalt ist geklÃ¤rt, Â§ 105 Abs. 1 S. 1 SGG.
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Die Beteiligten wurden auch zur Entscheidung durch Gerichtsbescheid angehÃ¶rt, 
Â§ 105 Abs. 1 S. 2 SGG.Â 

Die zulÃ¤ssige Klage ist vollumfÃ¤nglich begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat einen
Anspruch gegen die Beklagte aus Â§ 91 Abs. 2 SGB XI auf Erstattung von 80 % des
Betrags, der den PflegebedÃ¼rftigen nach Â§ 41 Abs. 2 SGB XI monatlich zustehen
wÃ¼rde. FÃ¼r darÃ¼berhinausgehende KÃ¼rzungen jeder einzelnen Rechnung
gibt es keine Gesetzesgrundlage.

Â§ 91 SGB XI lautet:Â 
Abs. 1: â��Zugelassene Pflegeeinrichtungen, die auf eine vertragliche Regelung der
PflegevergÃ¼tung nach den Â§Â§ 85 und 89 verzichten oder mit denen eine solche
Regelung nicht zustande kommt, kÃ¶nnen den Preis fÃ¼r ihre ambulanten oder
stationÃ¤ren Leistungen unmittelbar mit den PflegebedÃ¼rftigen vereinbaren.
Abs. 2: â��Den PflegebedÃ¼rftigen werden die ihnen von den Einrichtungen nach
Absatz 1 berechneten Kosten fÃ¼r die pflegebedingten Aufwendungen erstattet.
Die Erstattung darf jedoch 80 vom Hundert des Betrages nicht Ã¼berschreiten, den
die Pflegekasse fÃ¼r den einzelnen PflegebedÃ¼rftigen nach Art und Schwere
seiner PflegebedÃ¼rftigkeit nach dem Dritten Abschnitt des Vierten Kapitels zu
leisten hat.â��

Â§ 91 Abs. 1 SGB XI regelt eine Abkehr vom Sachleistungsprinzip in FÃ¤llen, in
denen Pflegeeinrichtungen in bestimmten, nÃ¤her definierten und im einzelnen
strittigen FÃ¤llen die Befugnis eingerÃ¤umt wird, die VergÃ¼tung von
Pflegeleistungen direkt mit Versicherten zu vereinbaren. Die Versicherten haben
dabei nach Â§ 91 Abs. 2 SGB XI einen der HÃ¶he nach begrenzten
Kostenerstattungsanspruch gegen die Pflegekasse. Dieser Anspruch ist als Anspruch
auf Sozialleistungen nach Â§ 53 Abs. 2 Satz 1 SGB I abtretbar, zumindest wie hier
an den TrÃ¤ger der Pflegeeinrichtung (OÂ´Sullivan in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB
XI, 3. Aufl., Â§ 91 SGB XI (Stand: 01.10.2021), Rn. 30). Der KlÃ¤gerin darf daher
ErstattungsansprÃ¼che â��ihrerâ�� PflegebedÃ¼rftigen aus abgetretenem Recht
gegenÃ¼ber der Beklagten geltend machen.Â 

Der geltend gemachte Anspruch steht der KlÃ¤gerin vollumfÃ¤nglich zu. Dies ergibt
sich aus dem Wortlaut des Â§ 91 Abs. 2 S. 2 SGB XI.

Der HÃ¶he nach richtet sich der Erstattungsanspruch der PflegebedÃ¼rftigen gegen
die Beklagte nach dem Wortlaut des Â§ 91 Abs. 2 S. 2 SGB XI nach dem â��Betrag,
den die Pflegekasse fÃ¼r den einzelnen PflegebedÃ¼rftigen nach Art und Schwere
seiner PflegebedÃ¼rftigkeit nach dem Dritten Abschnitt des Vierten Kapitels zu
leisten hatâ��. Der dritte Abschnitt des vierten Kapitels des SGB XI regelt das
Leistungsrecht der Pflegeversicherung, nÃ¤mlich u.a. die Leistungen bei
hÃ¤uslicher (Â§Â§ 36 ff. SGB XI), teilstationÃ¤rer (Â§Â§ 41, 42 SGB XI) und
vollstationÃ¤rer Pflege (Â§ 43 SGB XI).Â 

FÃ¼r die hier streitgegenstÃ¤ndliche teilstationÃ¤re Tagespflege ist in Â§ 41 SGB XI
geregelt:Â 
Â§ 41 Tagespflege und Nachtpflege
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Abs. 1 â��PflegebedÃ¼rftige der Pflegegrade 2 bis 5 haben Anspruch auf
teilstationÃ¤re Pflege in Einrichtungen der Tages- oder Nachtpflege, wenn
hÃ¤usliche Pflege nicht in ausreichendem Umfang sichergestellt werden kann oder
wenn dies zur ErgÃ¤nzung oder StÃ¤rkung der hÃ¤uslichen Pflege erforderlich ist.
Die teilstationÃ¤re Pflege umfasst auch die notwendige BefÃ¶rderung des
PflegebedÃ¼rftigen von der Wohnung zur Einrichtung der Tagespflege oder der
Nachtpflege und zurÃ¼ckâ��.

Abs. 2 â��Die Pflegekasse Ã¼bernimmt im Rahmen der LeistungsbetrÃ¤ge nach
Satz 2 die pflegebedingten Aufwendungen der teilstationÃ¤ren Pflege
einschlieÃ�lich der Aufwendungen fÃ¼r Betreuung und die Aufwendungen fÃ¼r die
in der Einrichtung notwendigen Leistungen der medizinischen Behandlungspflege.
Der Anspruch auf teilstationÃ¤re Pflege umfasst je Kalendermonat
1.fÃ¼r PflegebedÃ¼rftige des Pflegegrades 2 einen Gesamtwert bis zu 689 Euro,
2.fÃ¼r PflegebedÃ¼rftige des Pflegegrades 3 einen Gesamtwert bis zu 1 298 Euro,
3.fÃ¼r PflegebedÃ¼rftige des Pflegegrades 4 einen Gesamtwert bis zu 1 612 Euro,
4.fÃ¼r PflegebedÃ¼rftige des Pflegegrades 5 einen Gesamtwert bis zu 1 995
Euroâ��.

Bei einem PflegebedÃ¼rftigen des Pflegegrads 2 begrenzt damit Â§ 91 Abs. 2 SGB
XI den Erstattungsbetrag fÃ¼r teilstationÃ¤re Pflege auf 80 % von 689 Euro
monatlich. Dies entspricht auch der einhelligen Meinung in der Kommentarliteratur
(vgl. OÂ´Sullivan in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XI, 3. Aufl., Â§ 91 SGB XI (Stand:
01.10.2021), Rn. 29, 30; Sonja Reimer (geb. MÃ¼hlenbruch) in: Hauck/Noftz SGB XI,
3. ErgÃ¤nzungslieferung 2023, Â§ 91 SGB 11, Rn. 10; Knittel in: Krauskopf, Soziale
Krankenversicherung, Pflegeversicherung, 120. EL, Â§ 91 Rz. 81, Baumeister in
Berchtold/Huster/Rehborn, Gesundheitsrecht, 2. Aufl. 2018, Â§ 91 Rz. 8; a.a.O. wohl,
aber ohne BegrÃ¼ndung Rolfs in Beck-Online GroÃ�kommentar, Â§ 91 SGB XI Rz.
8). FÃ¼r die von der Beklagten auf jede einzelne Rechnung vorgenommene
KÃ¼rzung auf 80 % sieht das Gesetz dem Wortlaut nach dagegen keinen
Anhaltspunkt vor.Â 

Abweichende Erkenntnisse ergeben sich weder aus der systematischen noch aus
der teleologischen Gesetzesauslegung. Â§ 91 ist eine Ausnahmeregelung im
VergÃ¼tungsrecht des SGB XI. Sie ist zugleich zwingende Folge des
Vereinbarungsprinzips, das dem VergÃ¼tungsrecht zugrunde liegt. Danach hat
jeder zur Versorgung zugelassene (Â§ 72) EinrichtungstrÃ¤ger das Recht, die
VergÃ¼tung der Pflegeleistungen individuell mit den LeistungstrÃ¤gern
auszuhandeln und bei ausbleibender Einigung auf den Abschluss einer
VergÃ¼tungsregelung zu verzichten. Der Verzicht hat fÃ¼r die PflegebedÃ¼rftigen,
die Leistungen der Einrichtung in Anspruch nehmen, negative Konsequenzen: Sie
erhalten die Pflegeleistungen nicht als Sachleistung, sondern sind in vermindertem
Umfang auf Kostenerstattung angewiesen (Abs. 2). Die Regelung des Â§ 91 SGB XI
soll die Wahlfreiheit von PflegebedÃ¼rftigen erhalten, die trotz gewisser
LeistungseinschrÃ¤nkungen von einer Einrichtung betreut werden mÃ¶chten, deren
VergÃ¼tungsniveau das LeistungsvermÃ¶gen der Pflegeversicherung
Ã¼berschreitet (Udsching/SchÃ¼tze/Udsching, 5. Aufl. 2018, SGB XI Â§ 91 Rn. 2).
Der Normcharakter als Ausnahmeregelung spricht nach allgemeinen
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Auslegungsregelungen fÃ¼r eine enge Auslegung, die es verbietet, der Beklagten
und dem Gemeinsamen Rundschreiben des GKV-Spitzenverbands sowie der
VerbÃ¤nde der Pflegekassen auf Bundesebene zu den leistungsrechtlichen
Vorschriften des SGB XI (letzter Stand 14.11.2023, S. 364) folgend Ã¼ber den
Wortlaut hinausgehend eine â��doppelte 80 %â��-Grenze vorzusehen.Â 

Die Entscheidung zu den Prozesszinsen beruht auf Â§ 291 BGB. RechtshÃ¤ngigkeit
besteht im Sozialgerichtsverfahren bereits ab Eingang der Klage bei Gericht, Â§ 94
S. 1 SGG, hier der 2.05.2022.Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 S. 1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).

Der Streitwert war auf 1070,00 Euro festzusetzen. Da weder die KlÃ¤gerin noch die
Beklagte zu den in Â§ 183 SGG genannten Personen gehÃ¶rt, werden Kosten nach
den Vorschriften des Gerichtskostengesetzes (GKG) erhoben, Â§ 197 Abs. 1 Satz 1,
1. Halbsatz SGG. Die HÃ¶he der GebÃ¼hr richtet sich nach dem Wert des
Streitgegenstandes (Streitwert), soweit nichts Anderes bestimmt ist (Â§ 3 Abs. 1
GKG). In Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist der Streitwert
grundsÃ¤tzlich nach der sich aus dem Antrag des KlÃ¤gers fÃ¼r ihn ergebenden
Bedeutung der Sache nach Ermessen zu bestimmen (Â§ 52 Abs. 1 GKG). Betrifft der
Antrag des KlÃ¤gers eine bezifferte Geldleistung, so ist deren HÃ¶he maÃ�gebend
(Â§ 52 Abs. 3 GKG). Nebenforderungen (z.B. Zinsen) werden nicht berÃ¼cksichtigt
(Â§ 43 Abs. 1 GKG). Vorliegend hatte die KlÃ¤gerin mit der Klageschrift einen Betrag
von 1070 Euro eingeklagt, so dass dieser zugrunde zu legen war.
Â 

Erstellt am: 26.08.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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